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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

21.06.2017 

Geschäftszahl 

Ro 2016/03/0011 

Rechtssatz 

Hinweise in einem Fernsehprogramm des Österreichischen Rundfunks auf Hörfunksendungen in einem seiner 
Hörfunkprogramme bzw auf Begleitmaterialien, die direkt von diesen Hörfunksendungen abgeleitet sind, fallen 
nicht unter die Ausnahmeregelung des § 14 Abs 6 Z 1 ORF-G 2001, weshalb deren Dauer in die höchstzulässige 
Werbedauer einzurechnen ist. Eine gegenläufige Auslegung nach dem Wortlaut des § 14 Abs 6 Z 1 ORF-G 2001 
würde eine Ausweitung der Ausnahmeregelung des Art 23 Abs 2 der Richtlinie 2010/13/EU bedeuten, was aber 
die Mindeststandards regelnde Richtlinie 2010/13/EU nicht zulässt (ihr Art 4 Abs 1 ermächtigt Mitgliedstaaten 
nur dazu, Mediendiensteanbieter strengeren oder ausführlicheren Bestimmungen zu unterwerfen). 
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